
Datenschutzinformationen für die Durchführung von Wahlen und 
für wahlhelfende Personen nach der EU- Datenschutzverordnung (DSGVO) 

1. Allgemeines

Die Stadt Übach-Palenberg nimmt den Schutz Ihrer personenbezogenen Daten sehr ernst. Ihre Pri-
vatsphäre ist uns ein sehr wichtiges Anliegen. Diese Datenschutzinformationen sind dazu bestimmt, Sie 
transparent, präzise und verständlich über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die 
Stadt Übach-Palenberg zu informieren. Sollten Sie dennoch Fragen zu der Verarbeitung Ihrer personen-
bezogenen Daten haben, wenden Sie sich jederzeit gerne an den in Ziffer 2 genannten Verantwortlichen 
oder die in Ziffer 3 genannten Datenschutzbeauftragten. 

Personenbezogene Daten im Sinne dieser Datenschutzinformationen sind sämtliche Informationen, die 
einen direkten oder indirekten Bezug zu Ihrer Person aufweisen ("personenbezogene Daten"). Dies sind 
beispielsweise Ihre Kontaktdaten. 

2. Verantwortlicher

Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist die die Stadt Übach-Palenberg, 
vertreten durch den Bürgermeister Oliver Walther, Rathausplatz 4, 52531 Übach-Palenberg, Telefon: 
02451 / 979-0, Telefax: 02451 / 979-1150, www.uebach-palenberg.de. 

3. Datenschutzbeauftragter

Der Datenschutzbeauftragte der Stadt Übach-Palenberg ist Herr Thomas de Jong, Stadt Übach-Palen-
berg, Rathausplatz 4, 52531 Übach-Palenberg, Telefon: 02451-9791311, Telefax: 02451-9791150, E-
Mail: datenschutz@uebach-palenberg.de.  

4. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten

Vorbereitung, Durchführung und Organisation der Wahlen und Abstimmungsergebnisse

Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten für die in dieser Ziffer 4 genannten Zwecke erfolgt
auf Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 e) DSGVO. Danach ist es gestattet, personenbezogene Daten
zu verarbeiten, wenn die Verarbeitung für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im
öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen
übertragen wurde. Zur Vorbereitung, Durchführung und Organisation von Wahlen werden personen-
bezogene Daten der Wähler und wahlhelfenden Personen benötigt. Rechtsgrundlagen hierfür sind:

Wahlen:

• § 9 Abs. 4 und 5 Bundeswahlgesetz

• § 4 Gesetz über die Wahl der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der Bundesre-
publik Deutschland (EuWG) i. V. m. § 9 Abs. 4 und 5 Bundeswahlgesetz

• § 11 Abs. 2 und 3 Landeswahlgesetz NRW

• § 2 Abs. 5 und 6 Kommunalwahlgesetz NRW

• § 30 Gesetz über das Verfahren bei Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid (VIVB-
VEG) i.V.m. Landeswahlgesetz NRW

Wahlhelfer: 

• § 9 Abs. 4 und 5 Bundeswahlgesetz

• § 4 Gesetz über die Wahl der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der Bundesre-
publik Deutschland (EuWG) i. V. m. § 9 Abs. 4 und 5 Bundeswahlgesetz

http://www.uebach-palenberg.de/
mailto:datenschutz@uebach-palenberg.de


• § 11 Landeswahlgesetz NRW

• § 2 Abs. 5 und 6 Kommunalwahlgesetz NRW

• § 30 Gesetz über das Verfahren bei Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid (VIVB-
VEG) i.V.m. Landeswahlgesetz NRW

5. Empfänger von personenbezogenen Daten (Datenübermittlung)

- HSH Soft- und Hardware Vertriebs GmbH, Rudolf-Diesel-Str. 2, 16356 Ahrensfelde OT Lindenberg

- Kommunales Rechenzentrum Minden-Ravensberg/Lippe, Bismarckstraße 23 32657 Lemgo

6. Dauer der Speicherung Ihrer personenbezogenen Daten

Wir dürfen Ihre personenbezogenen Daten nur in einer Form speichern, die die Identifizierung von Ihnen 
so lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist. 

Im Einzelfall müssen wir Ihre personenbezogenen Daten jedoch länger speichern, soweit dies gesetzlich 
vorgeschrieben ist. Dies kann beispielsweise bei Daten relevant sein, die wir im Rahmen unserer Buch-
haltung vorhalten müssen. Ihre personenbezogenen Daten werden dann mit Ablauf der gesetzlich vorge-
schriebenen Speicherdauer gelöscht. 

Die Speicherung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt für die gesetzlich vorgegebene Dauer nach: 

- § 90 Bundeswahlordnung (BWO):

• Die eingenommenen Wahlbenachrichtigungen sind unverzüglich zu vernichten.

• Wählerverzeichnisse, Wahlscheinverzeichnisse, Verzeichnisse nach § 28 Abs. 8 Satz 2 und § 29
Abs. 1 sowie Formblätter mit Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge sind nach Ablauf
von sechs Monaten seit der Wahl zu vernichten, wenn nicht der Bundeswahlleiter mit Rücksicht
auf ein schwebendes Wahlprüfungsverfahren etwas anderes anordnet oder sie für die Strafverfol-
gungsbehörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung sein können.

• Die übrigen Wahlunterlagen können 60 Tage vor der Wahl des neuen Deutschen Bundestages
vernichtet werden.

- § 67 Landeswahlordnung NRW:

• Die eingenommenen Wahlbenachrichtigungen sind unverzüglich zu vernichten.

• Wählerverzeichnisse, Wahlscheinverzeichnisse, Verzeichnisse nach § 18 Abs. 8 Satz 2 und § 19
Abs. 1 sowie Formblätter mit Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge sind nach Ablauf
von sechs Monaten seit der Wahl zu vernichten, wenn nicht der Landeswahlleiter mit Rücksicht
auf ein schwebendes Wahlprüfungsverfahren etwas anderes anordnet oder sie für die Strafverfol-
gungsbehörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung sein können.

• Die übrigen Wahlunterlagen können 60 Tage vor der Wahl des neuen Landtags vernichtet werden.

- § 83 EuWO:

• Die eingenommenen Wahlbenachrichtigungen sind unverzüglich zu vernichten.

• Wählerverzeichnisse, Wahlscheinverzeichnisse, Verzeichnisse nach § 27 Abs. 8 Satz 2 und § 28
Abs. 1 sowie Formblätter mit Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge sind nach Ablauf
von sechs Monaten seit der Wahl zu vernichten, wenn nicht der Bundeswahlleiter mit Rücksicht
auf ein schwebendes Wahlprüfungsverfahren etwas anderes anordnet oder sie für die Strafverfol-
gungsbehörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung sein können.



• Die übrigen Wahlunterlagen können 60 Tage vor der Wahl des neuen Europäischen Parlaments
vernichtet werden.

- § 82 Kommunalwahlordnung NRW:

• Die eingenommenen Wahlbenachrichtigungen sind unverzüglich zu vernichten.

• Wählerverzeichnisse, Wahlscheinverzeichnisse, Verzeichnisse nach § 20 Abs. 8 Satz 2 und § 21
Abs. 1 sowie Formblätter mit Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge sind nach Ablauf
von sechs Monaten seit der Wahl zu vernichten, wenn nicht der Wahlleiter mit Rücksicht auf ein
schwebendes Wahlprüfungsverfahren etwas anderes anordnet oder sie für die Strafverfolgungs-
behörde zur Ermittlung einer Straftat von Bedeutung sein können.

• Die übrigen Wahlunterlagen können 60 Tage vor der Wahl der neuen Vertretung vernichtet wer-
den.

7. Erforderlichkeit der Bereitstellung Ihrer personenbezogenen Daten

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten Wahlhelferinnen und Wahlhelfern ist erforderlich, um 
Europa-, Bundestags-, Landtags-, und Kommunalwahlen ordnungsgemäß durchzuführen. 

8. Ihre Rechte in Bezug auf die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten

Beim Vorliegen der jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen stehen Ihnen nachfolgende Rechte auf-
grund der EU-Datenschutz-Grundverordnung in Bezug auf die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten zu. 

Die einzelnen Rechte können Sie direkt gegenüber dem in Ziffer 2 dieser Datenschutzinformationen ge-
nannten Verantwortlichen geltend machen und/oder hierfür auch den in Ziffer 3 dieser Datenschutzinfor-
mationen genannten Datenschutzbeauftragten kontaktieren. Hierzu reicht eine einfache und formlose 
Kontaktaufnahme (beispielsweise per E-Mail oder Post). 

8.1 Recht auf Auskunft, Art. 15 DSGVO 

Sie haben das Recht, von uns eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob Sie betreffende personen-
bezogene Daten von Ihnen verarbeitet werden. Sofern dies der Fall ist, haben Sie außerdem das 
Recht, Auskunft über die Datenverarbeitung zu erhalten, sowie eine Kopie der verarbeiteten Daten. 

8.2 Recht auf Berichtigung, Art. 16 DSGVO 

Sie haben das Recht, die Berichtigung unrichtiger Daten oder die Ergänzung unvollständiger Daten zu 
verlangen. 

8.3 Recht auf Löschung, Art. 17 DSGVO 

Sie haben das Recht, die Löschung personenbezogener Daten zu verlangen, sowie, falls die perso-
nenbezogenen Daten veröffentlicht wurden, die Information an andere Verantwortliche über den An-
trag auf Löschung. 

8.4. Recht auf Einschränkung, Art. 18 DSGVO 

Sie haben das Recht, die Einschränkung der Datenverarbeitung zu verlangen. 

8.5 Widerspruchsrechte, Art. 21 DSGVO 

Sie haben das Recht, jederzeit einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu widersprechen. 
In welchen Fällen der Verarbeitung dies der Fall ist, können Sie der Ziffer 4 dieser Datenschutzinfor-
mationen entnehmen. 



Der Widerspruch ist formlos und gegenüber dem Verantwortlichen und/oder der/dem Datenschutzbe-
auftragten/ möglich. 

8.6 Widerrufsrecht, Art. 7 Abs. 3 DSGVO 

Sie haben das Recht, jederzeit eine Einwilligung in die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
zu widerrufen, sofern die Verarbeitung auf einer Einwilligung beruht. Die Verarbeitung Ihrer personen-
bezogenen Daten bis zum Zeitpunkt des Widerrufs Ihrer Einwilligung bleibt davon unberührt. 

Der Widerruf einer Einwilligung ist formlos und gegenüber dem Verantwortlichen und/oder der/dem 
Datenschutzbeauftragten/ möglich. 

8.7 Recht auf Datenübertragbarkeit, Art. 20 DSGVO 

Sie haben das Recht, Ihre personenbezogenen Daten in einem strukturierten, gängigen und maschi-
nenlesbaren Format zu erhalten und die Übermittlung dieser Daten an einen anderen für die Verarbei-
tung Verantwortlichen zu verlangen. 

8.8. Fragen oder Beschwerden, Art. 77 DSGVO 

Sie haben das Recht, eine Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde einzureichen, wenn Sie der Ansicht 
sind, dass die Datenverarbeitung Ihre Rechte verletzt und/oder gegen die DSGVO verstößt. 

Die für uns zuständige Aufsichtsbehörde ist die Landesbeauftragte für den Datenschutz Nordrhein-
Westfalen. Sie können sich jedoch auch an jede andere Datenschutzaufsichtsbehörde wenden. 

Ende der Datenschutzinformationen 
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